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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. UrhG: Erforderliche Aufwendungen für Abmahnung 

Urteil vom 11.03.2026, Az: I ZR 186/25  

2. AEUV: Einschlägigkeit der Niederlassungsfreiheit 
Urteil vom 03.06.2026, Az: I ZR 123/25  

3. TKG: Angebot von 12-Monats-Vertrag 
Urteil vom 21.05.2026, Az: III ZR 220/25  

4. ZVG, DSGVO: Personenbezogene Daten im Zwangsversteigerungsverfahren 
Beschluss vom 21.05.2026, Az: V ZB 90/25  

5. ZVG: Hoheitliche Zweckbestimmung eines Grundstücks 
Beschluss vom 07.05.2026, Az: V ZB 16/25  

6. ZPO: Hinweis auf Sachkunde des Tatrichters 
Beschluss vom 19.05.2026, Az: VI ZR 255/25  

7. BGB: § 556c bei Umstellung der Wärmeversorgung 
Urteil vom 20.05.2026, Az: VIII ZR 47/25  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. UrhG: Erforderliche Aufwendungen für Abmahnung 

Urteil vom 11.03.2026, Az: I ZR 186/25 
a) Das für den Aufwendungsersatzanspruch des Abgemahnten gemäß § 97a Abs. 4 
Satz 1 UrhG maßgebliche Merkmal der Erforderlichkeit bezieht sich nicht auf die Ab-
mahnung und ihre formelle und materielle Rechtmäßigkeit, sondern auf die Aufwen-
dungen, die der Abgemahnte zu seiner Rechtsverteidigung machen darf. 
 
b) Das Merkmal der Erforderlichkeit entspricht den allgemeinen Grundsätzen zum 
Umfang der Erstattung von zur Rechtsverfolgung notwendigen Aufwendungen und ist 
ebenso wie die entsprechenden Erstattungsregelungen gemäß § 97a Abs. 3 Satz 1 
UrhG , § 13 Abs. 3 und 5 Satz 1 UWG , § 670 BGB und § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO aus-
zulegen. Danach ist maßgeblich, ob eine verständige und wirtschaftlich vernünftige 
Partei die kostenverursachende Handlung im Zeitpunkt ihrer Vornahme nach den Um-
ständen für erforderlich und geeignet zur Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
halten durfte. 
 
c) Die im Rahmen eines Auftrags an einen Rechtsanwalt zur Prüfung der Abmahnung 
anfallenden Rechtsanwaltskosten, deren Erstattung der Abgemahnte gegenüber dem 
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Abmahnenden geltend macht, können sich grundsätzlich spiegelbildlich an den gel-
tend gemachten Kosten der Abmahnung orientieren. 
 
d) Die Nichterfüllung der Informationspflichten gemäß § 97a Abs. 2 Satz 1 UrhG führt 
gemäß § 97a Abs. 2 Satz 2 UrhG stets zur vollständigen Unwirksamkeit der Abmah-
nung. Dies gilt auch dann, wenn die Abmahnung teilweise berechtigt ist. 
 
e) Ist die Abmahnung dagegen wirksam und teilweise unberechtigt, folgt aus dem in § 
97a Abs. 4 Satz 1 UrhG geregelten Merkmal "soweit" in entsprechender Anwendung 
der für den Erstattungsanspruch des Abmahnenden bei einer teilweise berechtigten 
Abmahnung geltenden Grundsätzen, dass für den Aufwendungsersatzanspruch des 
Abgemahnten danach zu unterscheiden ist, ob eine Auslegung der Abmahnung ergibt, 
dass ein konkret beschriebenes Verhalten lediglich unter mehreren rechtlichen Ge-
sichtspunkten beanstandet oder aber ob einzelne Beanstandungen zum Gegenstand ge-
sonderter Angriffe gemacht werden. Auch im letztgenannten Fall führt der Umstand, 
dass nur ein Teil der in der Abmahnung gesondert geführten Angriffe berechtigt ist, 
nicht etwa zu einer Herabsetzung des zur Berechnung der Rechtsanwaltskosten des 
Abgemahnten maßgeblichen Gegenstandswerts, sondern zu einer entsprechenden 
Quotelung des Aufwendungsersatzanspruchs des Abgemahnten. BGH, Urteil vom 11. 
März 2026 - I ZR 186/25 - OLG Düsseldorf LG Düsseldorf 
 

  

2. AEUV: Einschlägigkeit der Niederlassungsfreiheit 
Urteil vom 03.06.2026, Az: I ZR 123/25 
Die in Art. 49 AEUV verbürgte Niederlassungsfreiheit ist nur dann einschlägig, wenn 
ein Anknüpfungspunkt für die Anwendung des Unionsrechts vorliegt. Dagegen finden 
die Bestimmungen des AEU-Vertrags über die Freizügigkeit, die Niederlassungsfrei-
heit und den freien Kapitalverkehr keine Anwendung auf einen Sachverhalt, dessen 
Merkmale sämtlich nicht über die Grenzen eines Mitgliedstaats hinausweisen (An-
schluss an EuGH, Urteil vom 15. November 2016 - C-268/15 , juris Rn. 47 - Ullens de 
Schooten, mwN). 
 

  

3. TKG: Angebot von 12-Monats-Vertrag 
Urteil vom 21.05.2026, Az: III ZR 220/25 
§ 56 Abs. 1 Satz 2 TKG verpflichtet einen Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
nicht, einen Vertrag mit einer anfänglichen Laufzeit von höchstens zwölf Monaten in 
gleicher Weise wie einen beworbenen Vertrag anzubieten oder zumindest auf die 
Möglichkeit des Abschlusses eines solchen Vertrags ausdrücklich hinzuweisen. Viel-
mehr genügt es, dass für das Produkt auch ein Vertrag mit einer anfänglichen Laufzeit 
von zwölf Monaten im Angebotsportfolio des Unternehmens zur Verfügung steht. 
 

  

4. ZVG, DSGVO: Personenbezogene Daten im Zwangsversteigerungsverfahren 
Beschluss vom 21.05.2026, Az: V ZB 90/25 
ZVG § 42 ; DSGVO Art. 6 Abs. 1 UAbs. 1 Buchst. e 
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In Zwangsversteigerungsverfahren gestattet § 42 ZVG jedem die Einsicht in die dort 
genannten Bestandteile der Verfahrensakte, ohne dass die hierin enthaltenen personen-
bezogenen Daten zuvor unkenntlich zu machen (zu "schwärzen") sind. 
ZPO § 299 Abs. 4 Satz 2 , § 869 ; ZVG § 42 
Personen, die in Zwangsversteigerungsverfahren Akteneinsicht nehmen, dürfen die 
ihnen überlassenen Akteninhalte weder ganz noch teilweise öffentlich verbreiten oder 
sie Dritten zu verfahrensfremden Zwecken übermitteln oder zugänglich machen. 
 

  

5. ZVG: Hoheitliche Zweckbestimmung eines Grundstücks 
Beschluss vom 07.05.2026, Az: V ZB 16/25 
Soll das inländische Grundstück eines ausländischen Staates zur Förderung der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit außerhalb der Mission des ausländischen Staates genutzt 
werden, kann darin eine hoheitliche Zweckbestimmung des Grundstücks liegen mit 
der Folge, dass die deutsche Gerichtsbarkeit nicht eröffnet und die Anordnung der 
Zwangsversteigerung deshalb unzulässig ist. 
 

  

6. ZPO: Hinweis auf Sachkunde des Tatrichters 
Beschluss vom 19.05.2026, Az: VI ZR 255/25 
Der Tatrichter darf, wenn es um die Beurteilung einer Fachwissen voraussetzenden 
Frage geht, auf die Einholung eines Sachverständigengutachtens nur verzichten, wenn 
er entsprechende eigene besondere Sachkunde auszuweisen vermag. Zudem muss der 
Tatrichter, wenn er bei seiner Entscheidung eigene Sachkunde in Anspruch nehmen 
will, den Parteien zuvor einen entsprechenden Hinweis erteilen. 
 

  

7. BGB: § 556c bei Umstellung der Wärmeversorgung 
Urteil vom 20.05.2026, Az: VIII ZR 47/25 
Auf die seitens des Vermieters von Wohnraum vorgenommene Umstellung der Wär-
meversorgung von durch den Mieter betriebenen Einzelöfen auf die eigenständig ge-
werbliche Lieferung der Wärme durch einen Wärmelieferanten findet die Vorschrift 
des § 556c BGB über die Umlage der Kosten einer solchen Lieferung als Betriebskos-
ten auf die Mieter weder unmittelbare noch entsprechende Anwendung. 
  

 

 


